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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Gradl 


I. 

1. Der Antrag der Fraktion der SPD betr. Rück- 
führung von Argoud — Drucksache IV/1528 — vom 
16. Oktober 1963 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

Durch die gewaltsame Entführung des französi- 
schen Staatsangehörigen Argoud sind die deut- 
sche Gebietshoheit und die Grundsätze des 
Rechtsstaates verletzt worden. 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

mit Nachdruck die Rückführung Argouds in die 
Bundesrepublik zu betreiben," 

ist vom Bundestag in der Sitzung vom 6, Novem- 
ber 1963 beraten und an den Ausschuß für auswär- 
tige Angelegenheiten federführend und an den 
Ausschuß für Inneres zur Mitberatung überwiesen 
worden (StB 4347 B). 

Der federführende Ausschuß hat den Antrag in 
den nachfolgenden Sitzungen behandelt: 

42. Sitzung am 27. November 1963 
(Geschäftsordnungsfragen) 

44. Sitzung am 12. Dezember 1963 
(Beratung) 

45. Sitzung am 7. Januar 1964 
(Beratung) 

49. Sitzung am 13. Februar 1964 
(Beratung) 

52, Sitzung am 18. März 1964 
(Beratung) 

55. Sitzung am 27. Mai 1964 
(Beratung) 

56. Sitzung am 11. Juni 1964 
(Geschäftsordnungsfragen) 

57. Sitzung am 16. Juni 1964 
(Beratimg) 


60. Sitzung am 14. Oktober 1964 
(Geschäftsordnungsfragen) 

62. Sitzung am 22, Oktober 1964 
(Geschäftsordnimgsf ragen) 

75. Sitzung am 16. Januar 1965 
(Geschäftsordnungsfragen) 

77. Sitzung am 7. April 1965 
(Beratung) 

78. Sitzung am 13. Mai 1965 
(Beratung) 

2. Dem Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
lagen als Beratungsmaterial vor: 

a) Mündliche Anfrage des Abgeordneten Jahn mit 
der Antwort durch den Bundesminister der Justiz 
in der Sitzung des Bundestages vom 8. März 
1963 (StB 2902 B) 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 13. 
März 1963 (Drucksache IV/1067) und die schrift- 
liche Antwort des Bundesministers der Justiz, 
zu Frage 2 im Einvernehmen mit dem Auswär- 
tigen Amt, vom 27. März 1963 (Drucksache 
IV/1152) 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 14. 
Mai 1963 (Drucksache IV/ 1261) und die schrift- 
im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt 
liehe Antwort des Bundesministers der Justiz, 
vom 29. Mai 1963 (Drucksache IV/ 1283) / 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 6. 
September 1963 (Drucksache IV/1468). und die 
schriftliche Antwort des Bundesmipisters der 
Justiz im Einvernehmen mit dem Auswärtigen 
Amt vom 23. September 1963 (Drucksache 
IV/ 1477) 

Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Mom- 
mer mit der Antwort des Staatssekretärs des 
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Auswärtigen Amts und des Bundesministers 
der Justiz in der Sitzung des Bundestages vom 
4. Dezember 1963 (StB 4502 A) 

Antrag der Fraktion der SPD vom 4. Juni 1964 
(Drucksache IV/2300) 

b) Die Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft 
München I gegen Unbekannt wegen Verdachts 
der Verschleppung gemäß § 234 a StGB (Az. 3 
Js 29/63) 

c) In den Ermittlungsakten insbesondere ein 
Schreiben von Argoud an den Generalstaatsan- 
walt München aus dem Gefängnis in Fresnes 
ohne Datum, ins Deutsche übersetzt am 19. März 
1963 (Bl. 193 ff. d.A.) 

d) Mehrere Schreiben des Rechtsanwalts Dr. Ger- 
hart F. Rothe, München, des deutschen Rechts- 
beistandes von Argoud. 

II. 

Zum Tatbestand ist festzustellen: I 

1. Am 25. Februar 1963 gegen 23 Uhr wurde der ! 
ehemalige Oberst der französischen Armee Antoi- : 
ne Argoud in der Halle eines Hotels in München von : 
zwei unbekannten Männern angehalten, aus der | 
Halle geleitet und in ein vor dem Hoteleingang 
stehendes Auto gebracht. Er wurde am folgenden 
Tage in Paris gefesselt in einem Lieferwagen auf- : 
gefunden und von der französischen Polizei ver- ; 
haftet. Argoud, der einer der führenden Kräfte der ' 
OAS (Organisation de l'Armee Secrete) und Mit- ; 
glied des sogenannten Conseil National de la Re- 
sistance (CNR) war, war am 11. April 1961 in 
Frankreich in Abwesenheit zum Tode verurteilt 
worden. Ihm wurde nach seiner Ergreifung erneut 
der Prozeß gemacht. Der französische Gerichtshof 
für Staatssicherheit verurteilte ihn am 30. Dezem- 
ber 1963 zu lebenslangem Zuchthaus. 

2. Unmittelbar nach Bekanntwerden der Entfüh- 
rung Argouds in Paris durch Pressemeldungen hat i 
der Oberstaatsanwalt bei dem Landgericht München 

I die Einleitung der polizeilichen Ermittlungen ver- 
anlaßt. über deren Ergebnis teilte der Bundesmi- 
nister der Justiz am 27. März 1963 auf Grund eines 
Berichts der Staatsanwaltschaft bei dem Landge- | 
rieht München I vom 22. März 1963 in der Antwort i 
auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
(Drucksache IV/ 1152) mit: 

„Am 25. Februar traf, mit dem Flugzeug aus Rom 
kommend, ein Mann in München ein und mietete 
das Zimmer 435 im Hotel ,Eden-Wolff'. In den Mel- 
dezettel trug er sich mit dem Namen Cinel ein. Er 
begab sich auf sein Zimmer, stellte seinen Koffer 
dort ab und versteckte seine Reisetasche im Bett. 
Kurz darauf verließ er das Hotel. Um 23 Uhr kehrte 
er in das Hotel ,Eden-Wolff zurück. Ihm folgten 
unmittelbar zwei Männer, die ihn vor dem Aufzug 
einholten. Sie wechselten ein paar Worte mit dem 
angeblichen Cinel und verließen dann mit ihm, ohne 


das Anzeichen von Gewaltanwendungen sichtbar ge- 
worden wären, das Hotel. Der Vorfall dauerte kaum 
mehr als 20 bis 30 Sekunden. Draußen sollen zwei 
weitere Männer zu der Gruppe getreten sein, die 
sodann mit einem dunklen Pkw davonfuhr. 

Nach dem Ergebnis der bisherigen Ermittlungen ist 
als sicher anzusehen, daß Cinel mit Argoud perso- 
nengleich ist. In der Hotelhalle befanden sich zur 
fraglichen Zeit vier Personen, darunter die in der 
Presse bereits erwähnten zwei Schweizer Geistli- 
chen. Eine dieser Personen machte den Hotelportier 
auf den Vorgang aufmerksam. Dieser maß der Mit- 
teilung jedoch keine Bedeutung bei und sah des- 
halb davon ab, die Hotelleitung oder die Polizei zu 
unterrichten. 

Die Polizei erfuhr dann erst aus den Abendaus- 
gaben der Tageszeitungen vom 27. Februar, also 
des übernächsten Tages, davon, daß ein Mann na- 
mens Argoud entführt worden sei. Die sofort gebil- 
dete Sonderkommission der Münchener Kriminal- 
polizei überprüfte noch am gleichen Abend über 140 
Beherbergungsgaststätten im Zentrum Münchens, 
u.a. auch des Hotel ,Eden-Wolff', ohne daß ihr Auf- 
fälliges gemeldet wurde. Nach Angaben der über- 
prüften Beherbergungsstätten wurde kein Gast ver- 
mißt, kein zurückgebliebenes Gepäck gefunden, kei- 
ne Hotelrechnung unbezahlt gelassen und kein Zim- 
merschlüssel vermißt. Erst am 1. März teilte das 
Hotel ,Eden-Wolff' mit, daß im Zimmer 435 ein 
Lederkoffer und eine Reisetasche vorgefunden wor- 
den seien, die offenbar dem Gast des Zimmers ge- 
hörten, der der Hotelleitung im Faschingstrubel 
aus den Augen gekommen sei. 

Die Annahme, daß der eingangs erwähnte Cinel mit 
dem entführten Argoud personengleich ist, gründet 
sich in erster Linie auf einen Handschriftenver- 
gleich. Danach hat sich ergeben, daß die Vorge- 
fundenen Aufzeichnungen, unter anderem eine Un- 
terschrift mit dem Namen Argoud, und die Eintra- 
gungen des angeblichen Cinel auf dem Hotelmelde- 
zettel mit einer von den französischen Militärbe- 
hörden in Baden-Baden zur Verfügung gestellten 
Schriftprobe Argouds übereinstimmen." 

Auch die weiteren Ermittlungen haben an diesem 
Ergebnis nichts wesentliches geändert. Argoud hat 
in einem Schreiben aus dem Gefängnis in Fresnes 
an den Generalstaatsanwalt in München die Um- 
stände, die zu seiner Verbringung nach Frankreich 
führten, eingehend dargestellt. Zu dem Vorgang 
vom 25. Februar 1963 gibt er an, die zwei Männer 
hätten sich in der Hotelhalle ihm gegenüber als 
„deutsche Polizei" ausgegeben. Er sei ihnen zunächst 
widerstandslos zum Hotelausgang gefolgt, habe sich 
aber dort, weil er Verdacht schöpfte, ohne Erfolg 
zur Wehr gesetzt. 

Die Ermittlungen der Polizei führten dazu, daß der 
Ermittlungsrichter IV bei dem Landgericht München 
am 11. März 1963 gegen fünf Personen (Bernard 
Phil, Reve Richemond, Claude Carlier, Philippe 
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Gervault, Pierre Gabrielli) wegen des dringenden 
Verdachts „gemeinschaftlich mit anderen handelnd 
vorsätzlich einen Menschen des Gebrauchs der per- 
sönlichen Freiheit beraubt zu haben" (§ 239 StGB) 
Haftbefehl erlassen hat. 

3. Das Polizeipräsidium München bat bereits im 
Februar 1963 unter Einschaltung des französischen 
Verbindungsoffiziers in München die Pariser Poli- 
zei, zur Aufklärung des Sachverhalts an die zustän- 
digen französischen Poiizeidienststeilen näher be- 
zeichnete Fragen zu richten. Der Oberstaatsanwalt 
bei dem Landgericht München I richtete am 8. März 

1963 an die Staatsanwaltschaft - Procureur de la Re- 
publique - „oder die sonst zuständigen Behörden" 
in Paris ein Rechtshilfeersuchen und ergänzte das- 
selbe mit Schreiben vom 21. März 1963. Die Rechts- 
hiifcersuchen sind dem französischen Außenministe- 
rium von der Deutschen Botschaft in Paris mit Noten 
vom 29. März 1963 und vom 29. April 1963 zuge- 
Icitct worden. 

4. Am 15. März 1963 legte die Münchner Polizei 
dem Oberstaatsanwalt bei dem Landgericht Mün- 
chen I ihren Ermittlungsbericht vor. Darin wird dar- 
gelegt (Bl. 183 d. A.); 

„Zusammenfassend kann gesagt und belegt werden, 
daß es sich bei den dringend Tatverdächtigen um 
Offiziere der französischen Armee und Angehörige 
eines offiziellen französischen Dienstes handelt." 

Nach weiteren Ermittlungen hat die Staatsanwalt- 
schaft bei dem Landgericht München I am 29. Juni 

1964 das Verfahren gemäß § 205 StPO vorläufig 
eingestellt: 

„Gründe 

1. Am 25. Februar 1963 gegen 23 Uhr wurde in 
der Halle des Hotels ,Eden-Wolff' in München 
der französische Staatsangehörige Antoine Ar- 
goud, ehemaliger Oberst der französischen Ar- 
mee und Mitglied der OAS, von zwei unbekann- 
ten Männern angehalten und in ein vor dem FIo- 
teleingang stehendes Auto verbracht. Pressemel- 
dungen zufolge wurde Argoud von der franzö- 
sischen Polizei am Nachmittag des 26. Februar 
1963 in einem im Zentrum von Paris stehenden 
Lieferwagen gefesselt aufgefunden. Er wurde am 
30. Dezember 1963 durch den französischen Ge- 
richtshof für Staatssicherheit zu lebenslangem 
Zuchthaus verurteilt. 

2. Die durchgeführten Ermittlungen haben die nä- 
heren Umstände der Entführung Argouds nicht 
klären können. Der unmittelbaren Beteiligung 
an der Tat sind jedoch fünf nicht näher bekann- 
te Personen französischer Staatsangehörigkeit 
dringend verdächtig, welche sich unter dem Na- 
men Phil Bernard, Richmond Reve, Gervault Phi- 
lippe, Carlier Claude und Gabrielli Pierre zur 
Tatzeit in anderen Münchner Hotels eingemie- 
tet hatten. Ob die angegebenen Personalien rich- 
tig sind, konnte nicht überprüft werden. 


3. Das Verfahren kann hier nicht durchgeführt 
werden. Die Tatverdächtigen halten sich offen- 
bar im Ausland auf. Wegen des politischen 
Hintergrundes der zu verfolgenden Tat scheidet 
ein Auslieferungsbegehren aus. Anhaltspunkte 
für eine Beteiligung weiterer im Hoheitsgebiet 
der Bundesrepublik Deutschland sich aufhalten- 
der Personen liegen derzeit nicht vor. Das Er- 
mittlungsverfahren ist sonach in entsprechender 
Anwendung von § 205 StPO vorläufig einzustel- 
len." 

III. 

1. Der Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
IV/1528 — begehrt in Absatz 1 die Feststellung 
des Bundestages; 

„Durch die gewaltsame Entführung des französi- 
schen Staatsangehörigen Argoud sind die deutsche 
Gebietshoheit und die Grundsätze des Rechtsstaa- 
tes verletzt worden." 

Wenn auch nicht allerletzte Klarheit in die Vor- 
gänge des 25. Februar 1963 gebracht werden konnte, 
so ist der Ausschuß dennoch überzeugt und davon 
ausgegangen, daß eine Entführung vorliegt. Der 
Ausschuß war der Auffassung, daß eine ordnungs- 
mäßige Verhaftung im Sinne des Artikels 7 des 
NATO-Truppen-Statuts nicht gegeben ist. Wie 
schon die Sprecher aller Fraktionen in der Sitzung 
des Bundestages am 6. November 1963, so haben 
auch die Mitglieder des Ausschusses einstimmig die- 
se Verletzung der deutschen Gebietshoheit und der 
Grundsätze des Rechtsstaates verurteilt. 

2. Die Antragsteller begehren des weiteren, der 
Bundestag solle die Bundesregierung ersuchen, „mit 
Nachdruck die Rückführung Argouds in die Bundes- 
republik zu betreiben". 

Der Ausschuß nahm in seiner Sitzung vom 12. De- 
zember 1963 mit Bedauern zur Kenntnis, daß die 
Rechtshilfeersuchen der Staatsanwaltschaft Mün- 
chen von der französischen Seite hinhaltend behan- 
delt und nicht beantwortet worden sind. Der Be- 
richterstatter stellte fest, man müsse davon aus- 
gehen, daß eine Reihe von prima-facie-Beweisen 
dafür sprächen, daß französische Dienststellen bei 
der Entführung Argouds mitgewirkt hätten und daß 
die französische Regierung die Ersuchen der Bundes- 
regierung, an der Aufklärung des Sachverhaltes 
mitzuwirken, abgelehnt habe. Der Ausschuß nahm 
in dieser Sitzung, ohne einen weiteren Beschluß 
zu fassen, zur Kenntnis, daß die Bundesregierung 
nunmehr beabsichtige, die Rücküberstellung von 
Argoud nach der Bundesrepublik zu verlangen und 
daß diese Verhandlungen im Interesse der Sache 
geheim geführt werden sollten. 

Nach Mitteilung im Ausschuß hat die Bundesre- 
gierung gegenüber der französischen Regierung die 
nachfolgenden Schritte unternommen: 
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(1) Im Mai 1963 hat die deutsche Botschaft in 
Paris die Erledigung der Rechtshilfeersuchen münd- 
lich und schriftlich angemahnt. 

(2) Am 19. Juli 1963 hat die deutsche Botschaft 
im französischen Außenministerium an die Erledi- 
gung der Rechtshilfeersuchen erinnert, nachdem sie 
kurz vorher in dieser Angelegenheit mehrmals 
mündlich und schriftlich vorstellig geworden war. 

(3) Am 26. Juli 1963 wurde der französische Ge- 
sandte in Bonn gebeten, sich um die Erledigung der 
Rechtshilfeersuchen zu bemühen, 

(4) Im September 1963 erinnerte die deutsche 
Botschaft nochmals im französischen Außenministe- 
rium an die Erledigung der Rechtshilfeersuchen. 

(5) Im November 1963 bat Staatssekretär Prof. 
Dr. Carstens den französischen Botschafter in Bonn 
um möglichst umgehende Erledigung der Angele- 
genheit. 

(6) Ende November und Anfang Dezember 1963 
wurden eine Anzahl von Gesprächen zwischen Mit- 
gliedern des Auswärtigen Amtes und des franzö- 
sischen Außenministeriums in dieser Angelegenheit 
geführt. 

(7) Am 12. Dezember 1963 trug Staatssekretär Prof. 
Dr. Carstens dem französischen Botschafter in Bonn 
den deutschen Rechtsstandpunkt sowie ein Rück- 
überstellungsbegehren vor und überreichte dazu 
eine formulierte Erklärung. 

(8) Nachdem im Prozeß Argoud vor dem franzö- 
sischen Staatsgerichtshof ein Schreiben des franzö- 
sischen Außenministeriums an das französische 
Justizministerium mit dem Inhalt vorgelegt worden 
war, daß es keine Note mit einem deutschen Rück- 
überstellungsbegehren gebe, überreichte die deut- 
sche Botschaft in Paris im französischen Außen- 
ministerium am 30. Dezember 1963 eine Note glei- 
chen Inhalts wie die formulierte Erklärung vom 12. 
Dezember 1963. 

(9) Nach der Antwort der französischen Regie- 
rung antwortete die Bundesregierung mit einer 
Note vom 7. Januar 1964. 

(10) Nachdem die französische Regierung in einer 
Note vom 30. Januar 1964 dem deutschen Anspruch 
auf Wiedergutmachung nicht stattgab und feststell- 
te, daß sie niemals einen Befehl erteilt habe, jeman- 
den im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik zu ver- 
haften, im übrigen aber auf das deutsche Verlan- 
gen nach Konsultationen nicht einging, teilte 
Staatssekretär Prof. Dr. Carstens dem französischen 
Botschafter am 31. Januar 1964 mit, die Note be- 
friedige in keiner Weise. 

(11) Bundeskanzler Prof. Dr. Erhard hat mit 
Staatspräsident de Gaulle am 14. /15. Februar 1964 
in Paris den Fall Argoud erörtert; Bundesminister 
Dr. Schröder sprach in dieser Angelegenheit mit 
Minister Couve de Murville. 


(12) Staatspräsident de Gaulle richtete daraufhin 
an Bundeskanzler Prof. Dr. Erhard zum Fall Argoud 
ein Schreiben vom 19. Februar 1964. Der Bundes- 
kanzler beantwortete diesen Brief am 8. April 1964. 
Es wurde vereinbart, daß damit die Sache ein Ende 
finden solle. Seither sind keine weiteren Diskussio- 
nen erfolgt. Es wurde außerdem vereinbart, den 
Briefwechsel geheim zu halten. 

Staatssekretär Prof. Dr. Carstens hat den Inhalt 
des Briefwechsels dem Ausschuß für auswärtige 
Angelegenheiten in geheimer Sitzung bekaiuitge- 
geben. Der Ausschuß ersuchte daraufhin die Bun- 
desregierung, bei der französischen Regierung auf 
eine Offenmachung des Briefwechsels hinzuwirken. 
Die französische Regierung hat dem nicht zuge- 
stimmt. 

3. Von französischer Seite ist der Bundesregie- 
rung vorgeworfen worden, sie dulde auf ihrem Ge- 
biet eine subversive Tätigkeit der OAS gegen 
Frankreich, die bis zu Attentatsplänen auf den fran- 
zösischen Staatspräsidenten und den Ministerpräsi- 
denten reiche. Die Bundesregierung hat diesen Vor- 
wurf zurückgewiesen und festgestellt, daß von 
deutscher Seite alles geschehen sei, um dem entge- 
genzuwirken. Außerdem habe sich aus dem von der 
deutschen Polizei in München sichergestellten Ta- 
gebuch und Gepäck Argouds nichts ergeben, was 
auf Attentatspläne schließen lasse. Im übrigen ist 
die Verurteilung Argouds in Paris auch nicht wegen 
einer solchen Handlung erfolgt. 

4. Die Bundesregierung ist im Bundestag wieder- 
holt gebeten worden, an die französische Regierung 
ein förmliches Ersuchen auf Rücküberstellung Ar- 
gouds zu richten, nach dem immer klarer wurde, 
daß die französische Seite ihre Mitwirkung bei der 
Erledigung der deutschen Rechtshilfeersuchen unter- 
ließ. Die Bundesregierung hat ihrerseits geglaubt, 
auf allgemeine außenpolitische Erwägungen Rück- 
sicht nehmen zu müssen und daher das Verlangen 
auf Rücküberstellung erst nach der Beratung des 
Ausschusses am 12. Dezember 1963 gestellt. 

IV, 

a) Nach eingehender Beratung hat der Ausschuß in 
seiner Sitzung vom 13. Mai 1965 den nachfol- 
genden Beschluß gefaßt: 

1. Der Ausschuß hat nach Einsicht der staatsan- 
waltschaftlichen Akten und nach den von der 
Bundesregierung gegebenen Auskünften von 
den Bemühungen der Bundesregierung in der 
Sache der völkerrechtswidrigen Entführung 
Argouds Kenntnis genommen; 

2. unbeschadet der von der Bundesregierung 
für ihr zögerndes Vorgehen gegebenen Be- 
gründung bedauert der Ausschuß, daß die 
Bundesregierung gegenüber der französi- 
schen Regierung erst am 12. Dezember 1963 
die Forderung auf Rücküb erstellung von Ar- 
goud erhoben hat, obwohl sie bereits vorher 
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hätte erkennen können, daß die französi- i 
sehe Seite die deutschen Ersuchen auf Rechts- 
hilfe nicht beantworten würde; 

3. der Ausschuß bedauert außerdem, daß die 
völkerrechtlich gebotene Lösung — nämlich ^ 
die Rücküberstellung des Entführten in die 


Bundesrepublik Deutschland — an der Hal- 
tung der französischen Regierung gescheitert 
ist. 

b) Der mitberatende Ausschuß für Inneres hat in 
seiner Sitzung vom 19. Mai 1965 den Beschlüssen 
des federführenden Ausschusses zugestimmt. 


Bonn, den 20. Mai 1965 


Dr. Gradl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Bericht im ganzen zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 20. Mai 1965 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 


Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Dr. Gradl 

Berichterstatter 



